
Sägereien und andere Holzin-
dustrie-Betriebe sollen nicht in
den Wald verlegt werden. Jedoch
sollen die Voraussetzungen für
Rundholzlager gelockert werden.
Das hat die Umweltkommission
des Ständerats (Urek) beschlos-
sen. Ohne Gegenstimme lehnte
sie eine parlamentarische Initia-
tive des Berner SVP-Nationalrats
Erich von Siebenthal ab. Dieser
verlangt, dass Wald erleichtert
gerodet werden kann für die Rea-
lisierung von Holzindustrie-An-
lagen. Die Urek will den Bundes-
rat aber beauftragen, die Bedin-
gungen für Rundholzlager im
Wald zu lockern. Sie hat eine Mo-
tion mit dieser Forderung einge-
reicht. Die Regeln für Waldro-
dungen sollen dabei nicht gelo-
ckert werden. sda

Anfang März beschloss der Nati-
onalrat mit deutlicher Mehrheit,
dass das Palmöl aus den Frei-
handelsverhandlungen mit Ma-
laysia ausgeschlossen werden
soll. Nun aber folgt die Aussen-
politische Kommission des
Ständerates (AKP-S) der ein-
dringlichen Warnung von Volks-
wirtschaftsminister Johann
Schneider-Ammann, dass eine
Annahme der Motion ein Ab-
kommen mit Malaysia unmög-
lich machen würde. Die APK-S
verwarf zwei Standesinitiativen
der Kantone Genf und Thurgau
und die Motion Grin.

Ölsaaten sollen bleiben
Die Mehrheit der Kommissi-

on ist der Ansicht, dass es nicht
zielführend ist, Palmöl katego-
risch aus einem allfälligen Frei-
handelsabkommen mit Malay-
sia auszuklammern. Aus diesem
Grund hatten die Vorstösse kei-
ne Chancen und wurden, aller-
dings mit knappem Mehr, abge-
lehnt. Die Kommission sei sich
der ökologischen und sozialen
Probleme im Zusammenhang
mit der Palmölproduktion be-
wusst, heisst es. Ein Zeichen da-
für ist die neue Kommissions-
motion «Keine Konzessionen
beim Palmöl», welche die

AUSSENHANDEL: Palmöl soll in Freihandelabkommen einfliessen

Die APK-S will keinen be-
dingungslosen Freihandel
mit Palmöl. Sie ist aber
nicht bereit, weiteren For-
derungen beizustimmen.
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APK-S als Ersatz einreichte. In
dieser geht es darum, dass keine
Zugeständnisse für Palmöl in
den Freihandelsabkommen ge-
währt werden dürfen, welche
die einheimische Ölsaatenpro-
duktion reduzieren würde.

Anbau problematisch
Die Standesinitiativen und die

Motion kritisierten einen verein-
fachten Import von Palmöl bei
einem Abkommen und dessen
katastrophale Auswirkungen
auf die Raps- und Sonnenblu-
menölproduktion in der
Schweiz. Weitere Probleme sei-
en die massive Abholzung von
unersetzlichen tropischen Ur-
wäldern sowie die katastropha-
len Auswirkungen auf die Um-
welt, die Artenvielfalt und die
einheimischen Bevölkerungs-
gruppen.

Die Aussenpolitische Kom-
mission des Ständerates
(APK-S) besteht aus 13 Mit-
gliedern. Präsident ist Filip-
po Lombardi (CVP, TI), Vi-
zepräsidentin ist Karin-Kel-
ler Sutter (FDP, SG). Die
weiteren Mitglieder heissen
Didier Berberat (SP, NE),
Pirmin Bischof (CVP, SO),
Jean-René Fournier (CVP,
VS), Hannes Germann (SVP,
SH), Daniel Jositsch (SP,
ZH), Christian Levrat (SP,
FR), Liliane Maury Pasquier
(SP, GE), Thomas Minder
(parteilos, Fraktion SVP,
SH), Damian Müller (FDP,
LU), Philipp Müller (FDP,
AG), Anne Seydoux-Christe
(CVP, JU). hal

DAS IST DIE APK-S

Frankreichs Umweltminister
Nicolas Hulot tritt zurück: Der
63-Jährige kündigte den Schritt
im Radiosender France Inter
an. Er fühle sich im Kampf um
Umweltinteressen in der Regie-
rung allein gelassen, sagte er zur
Begründung. Dies galt etwa für
die Schliessung baufälliger
Atomkraftwerke, die Hulot auf
unbestimmte Zeit verschieben
musste (wenn die Atomkraft-
werke schliessen, hat es Frank-
reich viel schwieriger, die Kli-
maziele zu erreichen). Mit dem
Versuch, den Unkrautvernich-
ter Glyphosat in der EU oder in
Frankreich wegen seiner mögli-
chen Krebsgefahr zu verbieten,
scheiterte er ebenfalls. sda/sal

In der EU zugelassene Schäd-
lingsbekämpfungsmittel sollen
nicht automatisch eine Schwei-
zer Zulassung erhalten. Die
Umweltkommission des Stän-
derats (Urek) lehnt eine Motion
aus dem Nationalrat mit dieser
Forderung ab. Der Entscheid
fiel ohne Gegenstimme, wie die
Parlamentsdienste mitteilten.
Laut Urek kennen auch die EU-
Staaten keinen Automatismus.
Sie überprüften Erstzulassun-
gen, bevor sie diese übernäh-
men oder adaptierten. Damit
bestehe für Schweizer Unter-
nehmen kein Wettbewerbs-
nachteil. Die von der Motion
geforderte einseitige automati-
sche Anerkennung dagegen
würde den direkten EU-Markt-
zugang gefährden, heisst es in
der Motion. Diese stammt vom
Zuger FDP-Nationalrat Bruno
Pezzatti. Er macht geltend, dass
sich mit einer automatischen
Anerkennung der EU-Zulas-
sungen jedes Jahr Gebühren
von mehreren Millionen Fran-
ken einsparen liessen. sda

NACHRICHTEN

Die SVP hat zusammen mit der
Aktion für eine unabhängige und
neutrale Schweiz (Auns) rund
119000 Unterschriften der In-
itiative zur Kündigung der Perso-
nenfreizügigkeit eingereicht.
Dieser Schritt ist laut SVP und
Auns nötig wegen der «unkon-
trollierten Einwanderung und ih-
rer schmerzhaften Folgen». Die
hohe Zuwanderung und die re-
kordhohen Einbürgerungen sei-
en Fakten, die anzeigten, dass die
Schweiz die Zuwanderung drin-
gend begrenzen müsse. Hinzu
komme der besorgniserregend
hohe Bestand an vorläufig Aufge-
nommenen im Asylbereich. hal

Das Berggebiet hat in der
Schweiz eine grosse Bedeutung.
Wussten Sie, dass das Schwei-
zer Berggebiet zwei Drittel der
Gesamtfläche der Schweiz aus-
macht? Wussten Sie, dass ein
Viertel der Bevölkerung im
Berggebiet lebt? Die Schweize-
rische Arbeitsgemeinschaft für
die Berggebiete (SAB) vertritt
die Interessen der Berggebiete
und ländlichen Räume auf der
nationalen Ebene. An der Ge-
neralversammlung wurde der
75. Geburtstag der SAB gefeiert
in Anwesenheit von Bundes-
präsident Alain Berset.

Massive Veränderungen
Die Berggebiete und ländli-

chen Räume würden die Identi-
tät der Schweiz entscheidend
mitprägen, sagte Berset. Er be-
tonte, dass Stadt und Land auf-
einander angewiesen seien: «Ei-
ne enge Zusammenarbeit stärkt
beide Seiten und damit die
Schweiz als Ganzes.» Berset lob-
te das Engagement der SAB. Es
sei für die alpinen und ländli-
chen Gebiete ein unverzichtba-
rer Beitrag am Land.

Nationalrätin Christine Bulli-
ard Marbach (CVP, FR) ging als
Präsidentin der SAB auf die Ent-
wicklung der SAB in den letzten
75 Jahren ein. Ursprünglich sei
die SAB als Schweizerische Ar-

BERGGEBIETE: Die Schweizerische Arbeitsgemeinschaft für die Berggebiete (SAB) im Wandel der Zeit

Von Bergbauern zu Berg-
gebiet. Die SAB hat sich
in den letzten 75 Jahren
gewandelt, setzt sich aber
auch heute noch für die
Landwirtschaft im Berg-
gebiet ein. Der 75. Ge-
burtstag wurde mit einem
offiziellen Festakt gefeiert.
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beitsgemeinschaft der Bergbau-
ern gegründet worden. Die
Landwirtschaft sei damals –
während des Zweiten Weltkriegs
– eine dominierende Branche im
Berggebiet gewesen. Inzwischen
habe sich die Wirtschaftsstruk-
tur auch in den Berggebieten
und ländlichen Räumen massiv
verändert. Auch die SAB habe
sich verändert und sei heute ein

respektierter und gefragter Dis-
kussionspartner in allen Fragen,
welche die Berggebiete betreffe,
von A wie Agrarpolitik bis Z wie
Zweitwohnungen, sagte die
Freiburgerin.

Die Zukunft gestalten
Auch Jugendliche formulier-

ten ihre Anliegen an die Bergge-
bietspolitik. Diese schätzten vor

allem das soziale Umfeld in den
Bergen, welches durch das
Label Jugendfreundliche Berg-
dörfer von der SAB gefördert
wird. Bereits tragen zwölf Berg-
dörfer dieses Label. Mit der Ver-
leihung des Labels zeigt die
SAB, dass die Berggebiete ein
attraktiver Arbeits- und Wohn-
standort sind und damit gute
Zukunftsperspektiven haben.

Die Schweizerische Arbeits-
gemeinschaft für die Bergge-
biete (SAB) wurde 1943 ge-
gründet. Mitglieder sind alle
Bergkantone, Berggemein-
den, landwirtschaftliche und
Selbsthilfeorganisationen,
Berggebietsregionen und
weitere Körperschaften im
Berggebiet sowie zahlreiche
Einzelpersonen. Die wich-
tigsten Tätigkeiten sind:
• Politische Interessenvertre-
tung für die Berggebiete
• Dienstleistungen für die
Berggebiete
• Information der Öffentlich-
keit über die Anliegen der
Berggebiete und ländlichen
Räume. hal

DAS IST DIE SAB

Die SAB stellt landwirtschaft-
liche Forderungen, die den
Berggebieten Rechnung tra-
gen sollen. Sie fordert, dass
nur noch alle acht Jahre
grundlegende Reformen mög-
lich sein sollen anstelle alle
vier Jahre. Der Strukturwan-
del soll nicht forciert werden
sondern primär im Rahmen
des Generationenwechsels
passieren. Die SAB plädiert
weiter für eine Wiedereinfüh-
rung von tierbezogenen Bei-
trägen im Berggebiet und für
eine konsequente Durchset-
zung der Swissness- und Qua-
litätsstrategie für die Land-
wirtschaft. Für die bevorste-
henden Abstimmungen emp-
fiehlt die SAB Stimmfreigabe
bei Fair Food und ein Nein bei
der Ernährungssouveränitäts-
Initiative. hal
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AGRAR-INITIATIVEN: Sind im Vorteil

SBV-Präsident und Bio-
Landwirt Markus Ritter
sagt, weshalb er sich für
die beiden Agrar-Initia-
tiven ausspricht.
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In einem «Blick»-Interview
äussert sich CVP-Nationalrat
und Präsident des Schweizer
Bauernverbands (SBV) Markus
Ritter zu den beiden Initiativen
Fair Food und Ernährungssou-
veränität. Der SBV hat für beide
Initiativen Stimmfreigabe be-
schlossen. Was zieht den
St.-Galler Landwirt auf die Ja-
Schiene?

Der Grund für ein Ja
Er bezeichnet die Ernäh-

rungssouveränität als neuen
Weg in der Agrarpolitik, und sie
gehe sehr weit. Er meint auch,
dass die Umsetzung anspruchs-
voll würde. Trotzdem: «Als
Bundesrat Johann Schneider-
Ammann gesagt hat, dass er bei-
de Initiativen rasch gebodigt ha-
ben will, damit man neue Frei-
handelsabkommen abschlies-
sen kann, da habe ich mir ge-
dacht, jetzt müsste ich eigent-
lich Ja stimmen.» Eigentlich
könne man nicht dagegen sein
aus bäuerlicher Optik.

Klare Bestimmungen
Die Diskussionen um The-

men wie artgerechte Tierhal-
tung und Umweltschutz, wie die
Palmöl-Debatte belegt, würden

sich auf die Abstimmungen aus-
wirken. Ritter ist überzeugt,
dass die Fair-Food-Initiative
angenommen wird. Für die
Bauern würde sich nicht viel än-
dern, da sie die geforderten
Standards bereits erfüllten. Die
Initiative stärke eine nachhalti-
ge Landwirtschaft in anderen
Ländern. Die Ernährungssou-
veränitäts-Initiative beinhalte
«fadengerade» Bestimmungen,
wie etwa das Gentech-Verbot.
Die Abschaffung der Zölle wäre
ebenfalls vom Tisch. Schneider-
Ammann würde diese Initiative
deshalb noch mehr fürchten als
Fair Food.

Die neuste Umfrage zeigt,
dass die beiden Agrar-Initia-
tiven «Für Ernährungssouve-
ränität» und «Fair Food» im-
mer noch eine Mehrheit er-
reichen. Doch im Vergleich
zur ersten Umfrage sank die
Zustimmung in der Bevölke-
rung um fast 10 Prozent-
punkte. Für die Fair-Food-
Initiative der Grünen spra-
chen sich noch 55 Prozent
der Schweizer Stimmberech-
tigten aus, nach 64 Prozent
zweieinhalb Wochen zuvor.
Zur Initiative «Für Ernäh-
rungssouveränität» der Bau-
erngewerkschaft Uniterre
sagten 53 Prozent Ja oder
eher Ja nach 62 Prozent bei
der letzten Umfrage. hal

ZUSTIMMUNG SINKT

HolzbetriebeimWald
nichterwünscht

Palmöl bleibt eine Gefahr

F: Umweltminister
geht unter Protest

Gegen automati-
sche Zulassung

Begrenzungsini-
tiative eingereicht

«Unverzichtbarer Beitrag fürs Land»

Markus Ritter stimmt beiden
Agrar-Initiativen zu

Die Palmölproduktion in Malaysia gefährdet die schweizerische
Raps-undSonnenblumenölproduktion. (Bild: flickr/GregGirard)

Bundespräsident Alain Berset lobte das Engagement der SAB, die von Präsidentin
Christine Bulliard Marbach und Direktor Thomas Egger (l.) geleitet wird. (Bild: zvg)

Die Landwirtschaft war früher eine dominierende Branche im Berggebiet. (Bild: Samuel Krähenbühl)


